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Deutsche Einheit unter Preußens Hegemonie

Das Problem der  deutschen Frage,  die  sich durch das gesamte 19.  und,  in  veränderter  Form
wiederum auch durch das 20. Jahrhundert zieht, wird schon früh mit preußischen Ambitionen in
Verbindung gebracht. So erfindet eine bestimmte Schule der deutschen Geschichtsschreibung, die
sogenannte kleindeutsch-borussische unter den Historikern Johann Gustav Droysen, Heinrich Sybel
und Heinrich von Treitschke seit den 1840er Jahren für Preußen einen „deutschen Beruf“. Demnach
hätte Preußen schon seit den Tagen Friedrichs II. alles dafür getan, einen deutschen Nationalstaat
zu schaffen.

Eine solche deutsche Sendung Preußens bereits im 18. Jahrhundert gehört aber mit Sicherheit in
das Reich der Legenden, denn vor 1789 interessiert sich niemand für einen deutschen Nationalstaat,
schon gar nicht unter den regierenden deutschen Territorialfürsten.

Die deutsche Frage als nationales Problem ist vielmehr eine Folge der Französischen Revolution von
1789 und in deren Gefolge der napoleonischen Besetzung Deutschlands. Diese Ereignisse führen
überhaupt  erst  zu  einer  Nationalisierung  der  Politik,  dem  Erwachen  eines  deutschen
Nationalbewusstseins und einer gemeinsamen nationalen Identität sowie politisch zum Untergang
des Heiligen Römischen Reiches deutscher Nation.  Die hier  skizzierten Entwicklungen machen
zusammen Reformen der nationalen und politischen Verfasstheit innerhalb der deutschen Grenzen
in Mitteleuropa notwendig.

Die Besonderheit der deutschen Nationalstaatsbildung des 19. Jahrhunderts liegt in der Problematik
begründet, daß Deutschland zu den verspäteten Nationen zählt. Während insbesondere England,
Frankreich und auch Spanien im Westen, aber auch das Rußische Reich im Osten Europas bereits
seit dem späten Mittelalter, die Vereinigten Staaten von Amerika im späten 18. Jahrhundert, ihre
Nationalstaaten ausgebildet haben, ist dies zu Beginn des 19. Jahrhunderts in Mitteleuropa noch
nicht gelungen. Aufgrund der internationalen Mächteinteressen erreichen es weder Italien im Süden
noch Deutschland im Norden Mitteleuropas, eine nationalstaatliche Einigung durchzusetzen. Als
zusätzliches  Erschwernis  kommt hinzu,  daß mit  der  aufkommenden Industrialisierung und den
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Folgeerscheinungen des sich herausbildenden Bürgertums, der Entstehung der Sozialen Frage und
des  Industrieproletariats  der  Nationalisierungsprozeß  zusätzlich  mit  emanzipatorischen
Forderungen nach freiheitlich-bürgerlichen Rechten sowie der sozialen Verbesserung belastet wird.

Die  „deutsche  Sendung“  Preußens  beginnt  im  Anschluß  an  die  Besetzung  des  Landes  durch
Napoleons Truppen. Nach 1806 bildet sich gerade in Preußen eine Bewegung heraus, die neben der
Befreiung des Lan-des vom französischen Usurpator auch weitergehende Forderungen nach einer
deutschen Einigung stellt.

Dabei  versteigen sich einige Vertreter der preußischen Nationalbewegung wie der „Turnvater“
Friedrich Ludwig Jahn oder der Geschichtsprofessor und Dichter Ernst Moritz Arndt, aber auch der
Dichter Heinrich von Kleist oder der Philosoph Johann Gottlieb Fichte zu deutschtümelnden und
aggressiv-nationalistischen Formulierungen.  Allerdings  muss  betont  werden,  daß sie  zu  diesem
Zeitpunkt noch nicht die Mehrheit der Bevölkerung oder auch der öffentlichen Meinung vertreten
sind.

Nach dem Sieg  der  alten  Mächte  Preußen,  Österreich  und Rußland gegen Napoleon und der
heranbrechenden Herrschaft der Reaktion gewährt der preußische König Friedrich Wilhelm III.
weder die versprochene Verfassung, noch unternimmt er irgendwelche Schritte in Richtung auf eine
deutsche Einigung unter Preußens Führung. Vielmehr wird die deutsche Frage durch Preußen in der
ersten Hälfte  des  Jahrhunderts  zunächst  einmal  niedergehalten.  Auch der  Nachfolger  auf  dem
preußischen  Thron,  König  Friedrich  Wilhelm  IV.,  lehnt  die  ihm  1848/49  von  der  Frankfurter
Nationalversammlung angebotene Kaiserkrone für ein kleindeutsch-preußisch geeintes Deutschland
ab.

Er handelt zu diesem Zeitpunkt aber schon nicht mehr aus grundsätzlichen Erwägungen heraus,
sondern in erster Linie wegen des Zustandekommens der Einigung durch eine parlamentarisch-
demokratisch-liberale Bewegung auf revolutionärem Wege mit einer Krone, die den „Ludergeruch
der Revolution“ trägt, wie Friedrich Wilhelm sie kennzeichnet.

Interessant zu verfolgen ist der Prozeß, in dem Preußen plötzlich zum begehrtesten
Kandidaten für eine deutsche Einigung in Mitteleuropa wird und der alten traditionellen
Habsburgermacht Österreich nach und nach den Rang abläuft. Die Gründe für diese
überraschende Entwicklung liegen wohl in der Tatsache, daß es der preußische König
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ist, der 1848 hinter der schwarz-rot-goldenen Flagge der Revolution durch Berlin reitet,
wenn auch mehr gezwungen als gewollt.

Darüber hinaus stellt Preußen in Deutschland die einzige Großmacht dar, die über ein Staatsgebiet
verfügt, auf dem abgesehen von den Polen in den Ostprovinzen eine überwiegend deutschsprachige
Bevölkerung  lebt,  während  Österreich  ein  buntes  Vielvölkergemisch  umfasst  und  bei  einer
nationalen  Führungsrolle  in  Deutschland  seine  nicht-deutschsprachigen  Gebiete  hätte  abtreten
müssen.

Für Preußen als deutsche Hegemonialmacht bei der deutschen Einigung spricht zu
diesem Zeitpunkt auch die Tatsache, daß dieses Land in seiner Rolle als europäischer
Emporkömmling des 17. und 18. Jahrhunderts insgesamt im Vergleich zu Österreich
einen “traditionslosen Kunststaat” darstellt, der gerade auch dadurch territorial
scheinbar unbegrenzt ausdehnbar ist. Dies sollte sich in den folgenden Jahren,
zumindest bis zu einem gewissen Maß, auch so bewahrheiten.

Nach der in Deutschland unter tatkräftiger Mithilfe Preußens gescheiterten Revolution von 1848/49
ist die Frage der Nationalstaatsbildung im nördlichen Mitteleuropa auf die Dauer aber nicht mehr
zurückzudrängen. Nachdem auch kleinere Nationen wie Griechenland (1829), Belgien (1830/31)
sowie  schließlich  auch  Italien  1859/61  ihre  unabhängigen  Nationalstaaten  gegründet  haben,
übernimmt  Preußen  die  staatlich-politische  Führungsrolle  innerhalb  der  deutschen
Nationalbewegung.  Ein  erster  Versuch  einer  deutschen  Einigung  scheitert  1850  noch  am
vehementen  Widerstand  Österreichs  (Olmützer  Punktation),  das  zu  diesem Zeitpunkt  noch  die
beherrschende Macht in Mitteleuropa darstellt. Dem seit 1862 in Preußen nach einem schweren
Konflikt  zwischen  König  und  Parlament  als  letzter  Nothelfer  an  die  Macht  gelangten
Ministerpräsidenten Otto von Bismarck dagegen gelingt es, die deutsche Frage und die deutsche
Nationalbewegung  zu  instrumentalisieren,  um  über  diese  Schiene  die  schwebende
Konkurrenzsituation zwischen den beiden mitteleuropäischen Großmächten Österreich und Preußen
zu einer Lösung zu führen.

Dabei  wählt  Bismarck diesen nationalen Kurs nicht in erster Linie,  um endlich einen geeinten
deutschen Nationalstaat in den Sattel zu heben, sondern vor allem anderen für eine Machtsicherung
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Preußens  gegenüber  der  österreichischen  Konkurrenz,  die  er  angesichts  der  obwaltenden
nationalistischen Großwetterlage nur noch auf diesem Wege zu verwirklichen sieht. Der preußische
Ministerpräsident verfolgt dabei keineswegs einen genau festliegenden Stufenplan, der über drei
Kriege  von  1864  zielstrebig  zum  Deutschen  Kaiserreich  von  1871  führt,  wie  dies  die
preußenverherrlichende  Geschichtsschreibung  darstellt  und  es  im  Nachhinein  scheinen  mag,
sondern er handelt jeweils nach den Notwendigkeiten und Gelegenheiten der Situation.

Durch diese “obrigkeitsstaatliche” Lösung der deutschen Frage läßt sich die national-demokratische
Bewegung auch besser kanalisieren und die Gefahr allzu großer sozialer Veränderungen vermeiden,
die bei einer stärkeren Berücksichtigung einer Volksbewegung gedroht hätte. Somit kommt diese
Variante  der  nationalen  Einigung  auch  den  Bedürfnissen  des  preußisch-deutschen  Bürgertums
entgegen, das sich vor nichts mehr fürchtet als vor dem Schreckgespenst einer neuen Revolution.

Die Rivalität zwischen der Donaumonarchie und Preußen ist zu diesem Zeitpunkt schon über ein
Jahrhundert alt und rührt aus der Zeit der Schlesischen Kriege, mit denen Friedrich II. Österreich
Gebiete entreißt und der steile Aufstieg Brandenburg-Preußens beginnt, der die österreichische
Großmachtdominanz  in  Mitteleuropa  zumindest  gefährdet.  Durch  den  territorialen  Zugewinn
Preußens nach 1815, vor allem aber dank der wirtschaftlichen Modernisierung des Landes, in der es
Österreich längst überholt hatte, sowie der Gründung des Zollvereins unter preußischer Dominanz
verschärft sich die Konkurrenz-Situation insgesamt noch.

Bismarck glaubt deshalb schon 1856 als Gesandter Preußens beim Deutschen Bund in Frankfurt
erkannt zu haben,  daß es mit  Österreich in und um Deutschland auf  absehbare Zeit  zu einer
Auseinandersetzung kommen müsse. Dementsprechend gestaltet er seit seinem Machtantritt als
preußischer Ministerpräsident 1862 seine Politik der Habsburgermonarchie gegenüber. Schon 1863
läßt er den letzten österreichischen Versuch scheitern, den dahinsiechenden Deutschen Bund noch
einmal funktionstüchtig zu machen, indem er den heftig widerstrebenden König Wilhelm I. dazu
überredet, an dem zu diesem Zweck angesetzten Fürstentreffen gar nicht mehr teilzunehmen. Über
die Schleswig-Holstein-Frage finden zwar beide Mächte zu einem gemeinsamen Vorgehen gegen
Dänemark, um sich vor der inzwischen mächtigen deutschen Nationalbewegung ordentlich in das
rechte Licht setzen zu können. Indes nutzt Bismarck die gemeinsame Verwaltung von Schleswig-
Holstein  durch  Preußen  und  Österreich  als  geeignetes  Streitobjekt,  um  durch  eine  gezielte
Eskalation 1866 gegen Österreich den entscheidenden Krieg um die Hegemonie in Deutschland
führen zu können.

Der  Sieg  Preußens  bei  der  böhmischen  Festung  Königgrätz  läßt  Europa  erneut
aufhorchen. Der Kardinalstaatssekretär des päpstlichen Kirchenstaates Antonelli  läßt
sich gar zu dem Stoßseufzer hinreißen: “Casca il mondo” („die Welt stürzt ein“). Zwar
geht auf den böhmischen Schlachtfeldern 1866 noch nicht die Welt unter, doch mit der
österreichischen Vorherrschaft in Mitteleuropa ist es vorbei.

Preußen  erhält  mit  dem  Frieden  von  Prag  nicht  nur  einige  wichtige  territoriale  Zugewinne
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(Frankfurt, Hannover, Teile Sachsens u.a.) und steigert seine Dominanz im deutschen Ländersystem
noch weiter, sondern es erreicht über den 1867 ins Leben gerufenen Norddeutschen Bund mit
Sachsen, den Thüringischen Staaten und Hessen (nördlich des Mains) bereits ein Kleindeutschland,
dem jetzt nur noch die süddeutschen Staaten fehlen. Diese süddeutschen Länder, die 1866 noch auf
der Seite Österreichs gegen die hier wenig beliebten Preußen gekämpft haben, finden sich vier
Jahre später dank der inzwischen übermächtigen nationalen Bewegung auf der Seite Preußens bzw.
des Norddeutschen Bundes wieder, als es darum geht, den Versuch Napoleon III. von Frankreich zu
vereiteln, die endgültige preußisch-deutsche Vereinigung zu verhindern.

Nach dem Sieg über die französischen Truppen im Winter 1870/71 hat Bismarck nicht nur
mit  einigen  süddeutschen  Fürsten  über  die  endgültige  Ausgestaltung  des  neu  zu
gründenden Deutschen Kaiserreiches zu verhandeln und den bayerischen König Ludwig II.
mit  entsprechenden  Geldzahlungen  gefügig  zu  machen.  Er  muß  insbesondere  seinen
eigenen Herrn,  den preußischen König Wilhelm I.  davon überzeugen,  von nun an als
Deutscher Kaiser zu fungieren.

Wilhelm I.  ist,  als er sich zu diesem Schritt endlich durchringen kann, den
Tränen nahe,  weil  er  den Untergang Preußens  besiegelt  sieht.  Der  weitere
Verlauf  der  deutschen Geschichte  sollte  letztlich  eher  ihm recht  geben als
Bismarck,  der  für  Preußen zu  handeln  glaubte  und der  Meinung war,  daß
Deutschland in Preußen aufgehen würde. Das Gegenteil sollte der Fall sein. Es
mutet insgesamt durchaus paradox an, dass gerade der „Kunststaat“ Preußen,
der  mit  seiner  königlichen  Kernregion  (Ost-)  Preußen  am  Beginn  des  18.
Jahrhunderts  noch außerhalb  des  Deutschen Reiches  liegt,  ein  Jahrhundert
später den deutschen Nationalstaat ins Leben ruft.

Neben dem großen Chor der Jubler und Propagandisten des preußischen Weges der deutschen
Einigung, zu denen auch die wichtigsten Historiker dieser Zeit gehören, vor allem Treitschke, Sybel
und Droysen, gibt es 1871 auch Zeitgenossen, die das neue preußisch geprägte Deutsche Reich für
gefährlich halten. Zu ihnen gehören der Historiker Georg Gottfried Gervinus sowie auch Friedrich
Nietzsche,  der  in  dem  Sieg  von  1870/71  die  „Niederlage,  ja  Exstirpation  [Auslöschung]  des
deutschen Geistes zugunsten des Deutschen Reiches“ zu erkennen glaubt. Ihre Äußerungen bleiben
aber Einzelstimmen innerhalb der überwiegenden Mehrheit derjenigen, die sich mit der deutschen
Einigung  von  1871  am  Ziel  ihrer  nationalen  Sehnsüchte  angekommen  sehen.  Aber  auch  die
süddeutschen Staaten mit ihren teilweise liberalen Traditionen zählen zunächst zu den Verlierern
der  Entwicklung,  denen  es  angesichts  der  realen  Machtverhältnisse  kaum  gelingt,  ihre
Vorstellungen  von  politischer  Kultur  und  Verfasstheit  in  das  neue  Deutsche  Reich  einzubringen.

Die  Folgen,  die  die  deutsche  nationale  Einigung  unter  preußischer  Hegemonie  für
Deutschland insgesamt und für Preußen selbst in der Zukunft haben sollte, sind 1871 in
ihrer ganzen Tragweite noch nicht abzusehen und in der Forschung teilweise bis heute
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strittig.  Auf der Hand liegt aber,  daß das neue Deutsche Kaiserreich von seinem mit
Abstand größten und mächtigsten Gliedstaat Preußen dominiert wird. Dafür sorgt schon
der föderale Charakter der Reichsverfassung,  der zwar von den süddeutschen Staaten
gewünscht ist und deren Selbständigkeit auch stärkt, gleichzeitig aber auch Preußens
Dominanz festschreibt, die zunächst von keiner Zentralgewalt überwölbt wird. Das preußische
Staatsgebiet macht zwei Drittel des gesamten Territoriums des Deutschen Reiches aus, drei Fünftel
seiner Einwohner leben in der Hohenzollernmonarchie. Wie deutlich die Hegemonialmacht Preußen
innerhalb  des  Kaiserreiches  alle  anderen Einzelstaaten übertrifft,  zeigt  die  Tatsache,  dass  der
Haushalt Preußens bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges höher ist als der des Deutschen Reiches.
So  betragen  die  Gesamtausgaben  des  Deutschen  Reiches  im  Haushaltsjahr  1898  knapp  1,6
Milliarden Mark, die Preußens aber mehr als 2,3 Milliarden Mark.

Von größerer Tragweite sind aber die Folgen der deutschen Einigung unter preußischer Hegemonie
für die politische Kultur in Deutschland. Durch die überragende Bedeutung, die der Einzelstaat
innerhalb des Reiches einnimmt, durch die Tatsache, daß Preußen zunächst einmal einen Teil der
neuen Bürokratie und des Regierungsapparates des Reiches stellt bzw. beide Verwaltungsapparate
durch Personalunion verbunden sind sowie durch die Rolle, die Preußen bei der deutschen Einigung
spielt, setzt sich das politische Gesamtkonzept Preußen und seine politische Kultur auch in vielen
Teilen des neuen Kaiserreiches durch. Die „ Verpreussung“ Deutschlands zeigt sich u. a. in der
politischen  Haltung  des  Großbürgertums,  das  mit  dem  Adel  gegen  Arbeiterbewegung,
Parlamentarismus und demokratische Mitwirkungsrechte  der  Bevölkerung ein  Bündnis  eingeht.
Dazu  gehört  des  weiteren  der  teilweise  gelungene  Versuch,  die  politische  Untertanenkultur
Preußens auf die Reichsebene zu übertragen und eine freie Staatsbürgerkultur auf der Basis der
Freiheit zu verweigern. Weitere Symptome dieser Entwicklung sind die allgemeinen Militarisierung
des  Bildungsbürgertums  sowie  in  deren  Gefolge  einer  „Verpreussung“  auch  des  deutschen
Geschichtsbildes (Preußen-Mythos).

Und somit erhält auch das Lied der Deutschen den nationalen Geist aller Deutschen
Völker:

RGBl-1109241-Nr23-Erlass-Nationalhymne ( Deutschlandlied, Lied der Deutschen,
Deutsche Hymne )
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Die erst zum 01. Oktober 2011 für den Nationalstaat Deutschland und in Kraft trat.

gelesen:
https://www.nationalstaat-deutschland.de/einheit/deutsche-einheit-unter-preussens-hegemonie-preus
sen-geht-fortan-in-deutschland-auf/

RGBl-2404061 Bekanntmachung
Einberufung 122te Tagung des Bundesrathes

Bekanntmachung, betreffend die Einberufung des
Bundesrathes zur 122ten Tagung.

Einberufen am 06.04.2024, im Namen des Deutschen Reiches.

In Kraft getreten am 08.04.2024 nach erfolgter Zustimmung
des Bundesrathes gemäß Hausordnung und Reichsverfassung, was folgt:

 

Gemäß Artikel 14 der Reichsverfassung hat sich der Bundesrath bis spätestens zum 20. April des
Jahres 2024 berufen, zusammenzutreten. Zu diesem Zwecke ist der Staatssekretär des Innern
beauftragt alle nötigen Vorbereitungen zu treffen.

Berlin, den 06. April 2024

Reichsgesetzblatt “RGBl-2404061-Bekanntmachung-BR122-Einberufung” Amtsschrift

Reichsgesetzblatt “RGBl-2404061-Bekanntmachung-BR122-Einberufung”_D

Amtsschrift ist Frakturschrift: die Sie hier finden: FRAKTUR.TTF – diese bitte in den Ordner Windows/Fonts kopieren – Schrift wird
installiert

Hinweis zu bisherigen Einberufungen: Alle Bekanntmachungen des Bundesrathes bzw. Volks-Bundesrathes, wurde bisher nur unter
folgender Adresse veröffentlicht: https://deutscher-reichsanzeiger.de/amtsblatt/

Geschichte der deutschen Nationalhymne,
dem Deutschlandlied, das Lied der Deutschen

Die wechselvolle Geschichte der deutschen Nationalhymne, dem Deutschlandlied, das Lied
der Deutschen.

Die Melodie des Deutschlandlieds stammt vom österreichischen Komponisten Joseph Haydn (1732 –

https://www.bundesrath.de/rgbl-2404061-bekanntmachung-einberufung-122te-tagung-des-bundesrathes/
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1809). Sie ist Thema des 2. Satzes op. 76, Nummer 3, G Dur des »Kaiserquartetts«, welches Haydn
im Jahr 1797 komponierte, und wurde auch als österreichische »Kaiserhymne« benutzt.

Der Dichter des Deutschlandlieds

Der  Dichter  des  Deutschlandlieds  August  Heinrich  Hoffmann  von  Fallersleben  schrieb  das
Deutschlandlied  1841  auf  Helgoland,  das  damals  noch  zu  England  gehörte.  Hoffmann  von
Fallersleben war ein deutscher Germanist und Lyriker, geboren am 02.04. 1798 in Fallersleben bei
Braunschweig,  seit  1830 Professor für  deutsche Sprache und Literatur in  Breslau.  Er war ein
Anhänger des Nationalliberalismus und schrieb etwa zur selben Zeit wie das Deutschlandlied seine
»Unpolitischen Lieder« (1840/41), die gar nicht unpolitisch waren, sondern klar Stellung für die
Demokratie nahmen. Als diese »Unpolitischen Lieder« im Jahr 1842 erschienen, wurde Hoffmann
von Fallersleben seines Amtes enthoben und des Landes verwiesen. Wegen seiner demokratischen
Einstellung war Hoffmann von Fallersleben in den Folgejahren einer ständigen Verfolgung durch die
monarchistischen Regierungen der deutschen Teilstaaten ausgesetzt. Beinahe vierzig Mal wiesen
ihn deutsche Städte und Staaten aus, regelmäßig wurde er verhört. Hoffmann von Fallersleben
wurde im Jahr 1848 rehabilitiert und bekleidete ab 1860 das Amt des Bibliothekars des Herzogs von
Ratibor in Corvey. Als Germanist entdeckte er Fragmente von Otfrids Evangelienbuch und das
Ludwigslied. Zudem schrieb er auch Kinderlieder (u. a. »Alle Vögel sind schon da«, »Morgen kommt
der Weihnachtsmann«). Hoffmann von Fallersleben starb am 19.01. 1874 auf Schloss Corvey in
Westfalen.

Die Zeitumstände des Entstehens

Hoffmann von Fallersleben verstand das Lied als »Liebeslied« an seine Heimat. Sein politisches Ziel
war es, eine Vereinigung der zu jener Zeit 38 Staaten im Deutschen Bund zu erreichen. Seit 1815
waren diese Staaten in einem lockeren föderativen Bund verbunden,  mit  einer nur schwachen
Bundeszentralgewalt und unter Beibehaltung der Souveränität und der territorialen Besitzstände
der  einzelnen  Staaten.  Durch  diesen  Staatenbund  kam  es  zu  keiner  nationalen  Einheit  in
Deutschland, ebenso wurden der Schutz der bürgerlichen Freiheitsrechte und eine demokratische
Mitbestimmung in einer gesamtdeutschen Verfassung verhindert. Der Deutsche Bund kannte kein
gemeinsames  Staatsoberhaupt,  keine  einheitliche  Verwaltung  und  Gesetzgebung,  besaß  weder
Wirtschafts-  noch  Zolleinheit  und  auch  kein  einheitliches  Heereswesen.  Als  Anhänger  der
nationalliberalen  Bewegung  wollten  Leute  wie  Hoffmann  von  Fallersleben  dem  ein  einiges
Deutschland auf einer verfassungsmäßigen Grundlage entgegensetzen. Die nationale Frage sollte
zusammen mit der konstitutionellen beantwortet werden. Auf die Frage von Ernst Moritz Arndt
»Was ist des Deutschen Vaterland?« gab Hoffmann von Fallersleben zur Antwort:

»Kein Österreich, kein Preußen mehr,
ein einzig Deutschland hoch und hehr,
Ein freies Deutschland Gott bescher …«

Zum Inhalt des Deutschlandlieds

»Deutschland, Deutschland über alles,
über alles in der Welt,«

Damit wollte Hoffmann von Fallersleben seinem Wunsch Ausdruck geben, dass eine Einigung der
deutschen Einzelstaaten gelinge. Er strebte eine gesamtdeutsche Konstitution an, keinesfalls eine
Expansion Deutschlands.

»wenn es stets zu Schutz und Trutze



brüderlich zusammenhält!«

Hoffmann von Fallersleben gab damit seinem politischen Anliegen Ausdruck, dass die Jahrhunderte
der deutschen »Bruderkriege«, die das Land über viele Jahre geprägt hatten, vorbei sein sollten.
Nach  der  staatsrechtlichen  Einigung  würde  das  geeinte  Deutschland  dann  auch  unter
»sicherheitspolitischen«  Aspekten  besser  in  der  Lage  sein,  sich  selbst  zu  schützen.

»Von der Maas bis an die Memel,
von der Etsch bis an den Belt:«

Auch hier ist es kein Expansionsstreben, was den Dichter geleitet hat, sondern die Umschreibung
der Grenzen des Deutschen Bundes im Norden, Süden, Westen und Osten, die vorgegeben waren
durch die Gliedstaaten Dänemark, Österreich, die Niederlande und Österreich. Dass man den Text
heute so kritisch betrachtet, liegt nicht an seinem Dichter und dessen Motiven, sondern an der Art
und Weise, wie nationalistische und aggressiv expansive Politik Deutschland in den folgenden 100
Jahren in die Katastrophe trieben.

Die weitere Geschichte des Deutschlandlieds

Spiegelbild des ruhelosen Reiches

Das Deutschlandlied wurde zu einem Spiegelbild des »ruhelosen Reiches«. Als Deutschland im Jahr
1871 die nationale Einheit erreicht hatte, wurde das »Lied der Deutschen« nicht zur Nationalhymne.
Der  deutsche  Kaiser  Wilhelm  I.  und  sein  Reichskanzler  Bismarck  bestimmten  dazu  die
Herrscherhymne »Heil dir im Siegerkranz, Herrscher des Vaterlands!« Erstmals offiziell  wieder
angestimmt wurde das Lied im Jahr 1890, als Helgoland gegen Sansibar getauscht wurde und von
da an wieder zum Deutschen Reich gehörte. Die nächsten Anlässe, in denen das Lied angestimmt
wurde, waren nicht im Sinne seines Dichters. In der Schlacht von Langemarck zu Beginn des Ersten
Weltkriegs sangen dieses Lied nationalistische Studenten, als sie am 11.11. 1914 zu Tausenden im
gegnerischen  Maschinengewehrfeuer  starben.  Das  Lied  der  Deutschen  war  zur  militärischen
Opferhymne geworden. Auch Hitler gibt diese Deutung des Deutschlandlieds im Ersten Weltkrieg in
seinem Buch »Mein Kampf« wieder und zeigt damit bereits die unheilvolle Richtung an, welche die
Rezeption des Deutschlandlieds in den folgenden 30 Jahren nahm. Zunächst jedoch wurde es am
11.08.  1922  von  Reichspräsident  Ebert  offiziell  zur  Nationalhymne  der  Weimarer  Republik
proklamiert. Es sollte, ganz im Sinne der ursprünglichen Intention seines Dichters, das einigende
Band um die deutsche Nation in schwierigen Zeiten symbolisieren. Unter den Nationalsozialisten
verkam es dann endgültig zum Ausdruck verbrecherischer Expansion. Die erste Strophe wurde als
Präludium dem Horst-Wessel-Lied vorangestellt, die zweite und erst recht die dritte Strophe mit
ihrer starken Betonung des demokratischen Gedankens wurden von den Nationalsozialisten faktisch
ignoriert.

1952 wieder für die Bundesrepublik in Deutschland zur Nationalhymne bestimmt.
(Es mangelt immer noch am reichsrechtlichen Erlaß)

Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs kam es in der jungen Bundesrepublik schon bald zu einer
Debatte  über  die  Nationalhymne,  da  bereits  am 29.09.  1949  ein  interfraktioneller  Antrag  im
Bundestag gestellt wurde, das Deutschlandlied wieder zur deutschen Nationalhymne zu machen. Zu
diesem Beschluss kam es nicht, stattdessen zu einer Diskussion quer durch die Parteien. Während
sich die  Vorsitzenden von CDU und SPD,  Adenauer und Schumacher,  für  das  Deutschlandlied
aussprachen, äußerte der liberale Bundespräsident Theodor Heuss große Bedenken. Er gab eine
»Hymne an Deutschland« in Auftrag, die sich aber nicht durchsetzen konnte. In einem Briefwechsel
zwischen Bundeskanzler Adenauer und Bundespräsident Heuss wurde dann am 29.04.  und am



02.05. 1952 das Deutschlandlied als Nationalhymne festgelegt.  Adenauer hatte darum gebeten,
dieses Lied zur Nationalhymne zu bestimmen, wobei bei staatlichen Veranstaltungen nur die dritte
Strophe gesungen werden sollte. Dieser Bitte war der Bundespräsident nachgekommen. Nach der
deutschen Vereinigung im Jahr 1990 gab es einen ähnlichen Briefwechsel vom 19.08. und 23.08.
1991 zwischen dem damaligen Bundespräsidenten von Weizsäcker und Bundeskanzler Kohl, der das
Deutschlandlied als deutsche Nationalhymne bestätigte. Beide Briefwechsel finden sich im Bulletin
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung Nr. 89/1991 vom 27.08. 1991.

Das  Deutschlandlied  wurde  bisher  nur  durch  fremdgesteuerte  Verwaltungen  des
Deutschen  Reichs  angewandt,  obwohl  keine  der  Verwaltungen  den  Nachweis  eines
Nationalstaates erbringen konnte.

Dieser Mangel konnte erst am 01. Oktober 2011, gemäß Verfassung Artikel 4 und Artikel 5
behoben werden und wurde zugleich mit einer 4ten Strophe erweitert.

1te Strophe:
Deutschland, Deutschland über alles,
Über alles in der Welt,
Wenn es stets zum Schutz und Trutze
Brüderlich zusammenhält,
Von der Maas bis an die Memel,
Von der Etsch bis an den Belt –
Deutschland, Deutschland über alles,
Über alles in der Welt!

2te Strophe:
Deutsche Frauen, deutsche Treue,
Deutscher Wein und deutscher Sang
Sollen in der Welt behalten
Ihren alten schönen Klang,
Uns zu edler Tat begeistern
Unser ganzes Leben lang –
Deutsche Frauen, deutsche Treue,
Deutscher Wein und deutscher Sang!

3te Strophe:
Einigkeit und Recht und Freiheit
Für das deutsche Vaterland!
Danach laßt uns alle streben
Brüderlich mit Herz und Hand!
Einigkeit und Recht und Freiheit
Sind des Glückes Unterpfand –
Blüh im Glanze dieses Glückes
Blühe, deutsches Vaterland!

Erstmals in der Geschichte des Nationalstaates Deutschland mit dem Namen Deutsches
Reich,  als  ewiger  Bund  der  deutschen  Völker,  konnte  das  Deutschlandlied  als
Nationalhymne  für  das  gesamte  Deutsche  Volk,  gemäß  der  einzig  geltenden  und
souveränen Verfassung und wie es das Gesetz verlangt, erlassen werden. Die vierte Strophe
wurde  von  Erhard  und  Kornelia  Lorenz  geschrieben  und  durch  die  beiden  gesetzgebenden
Verfassungsorgane beschlossen.

https://www.verfassung-deutschland.de/#Artikel4
https://www.verfassung-deutschland.de/#Artikel5


Berlin den 24. September 2011: In der 15ten Tagung des Volks-Reichstags “Reichstag” wurde unter
Beschlußpunkt 8, das Lied der Deutschen als Nationalhymne, mehrheitlich beschlossen.
Berlin den 24. September 2011: In der 38ten Tagung des Volks-Bundesraths “Bundesrath”, wurde
dem vorhergehenden Beschluß des Volks-Reichstages zur Nationalhymne zugestimmt und am 01.
Oktober 2011 durch Veröffentlichung im Deutschem Reichsanzeiger in Kraft gesetzt.

Erstentwurf der vierten Strophe vom 01. Oktober 2011:
Über Länder, Grenzen, Zonen, hallt ein Ruf, ein Wille nur,
überall wo Deutsche wohnen, zu den Sternen klingt der Schwur!
Niemals werden wir uns beugen, nie Gewalt für Recht ansehen,
Deutschland, Deutschland über alles, und das Reich wird neu erstehn!

In den nachfolgenden Jahren veränderte sich auf dem Weg zur Erfeiung des Deutschen Volkes, die
Arbeit der Reichsleitung und den Verfassungsorganen durch die Anwendung anthroposophischer
Geisteswissenschaften. So wurde am 08. Juni 2013, in der 33ten Tagung des Volks-Reichstages zu
Fulda, unter dem Beschlußpunkt 5 die nachfolgende und endgültige Fassung beschlossen, die auch
durch die 57te Tagung des Volks-Bundesrathes am gleichen Tag und gleichen Ort beschlossen
wurde.  Die Änderung trat am18. Juli 2013 über den Reichsanzeiger in Kraft.

Endgültige vierte Strophe:

4te Strophe:
Über Länder, Grenzen, Meere,
dringt der Ruf, ein Wille nur,
überall wo Deutsche wohnen,

zu dem Bunde klingt der Schwur!
Niemals werden wir uns beugen,
Unrecht nie als Recht ansehn,

Hand in Hand im Deutschen Reiche,
alle Zeit zusammenstehn!

RGBl-1109241-Nr23-Erlass-Nationalhymne ( Deutschlandlied, Lied der Deutschen,
Deutsche Hymne )

RGBl-2402281 Bekanntmachung
Einberufung 121te Tagung des Bundesrathes

Bekanntmachung, betreffend die Einberufung des
Bundesrathes zur 121ten Tagung

einberufen am 28.02.2024, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft getreten am 02.03.2024 nach erfolgter Zustimmung
des Bundesrathes gemäß Hausordnung und Reichsverfassung, was folgt:
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Gemäß Artikel 14 der Reichsverfassung hat sich der Bundesrath bis spätestens zum 16. März des
Jahres 2024 berufen, zusammenzutreten. Zu diesem Zwecke ist der Staatssekretär des Innern
beauftragt alle nötigen Vorbereitungen zu treffen.

Berlin, den 28. Februar 2024

Reichsgesetzblatt “RGBl-2402281-Bekanntmachung-BR121-Einberufung” Amtsschrift

Reichsgesetzblatt “RGBl-2402281-Bekanntmachung-BR121-Einberufung”_D

Amtsschrift ist Frakturschrift: die Sie hier finden: FRAKTUR.TTF – diese bitte in den Ordner Windows/Fonts kopieren – Schrift wird
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RGBl-2310032-Nr2-Verordnung Einberufung
87te Tagung Volks-Reichstag

Verordnung, betreffend die Einberufung des
Volks-Reichstages zur 87ten Tagung

einberufen am 03.10.2023, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft getreten am 10.10.2023 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Bundesrath und des Volks-Reichstages gemäß Hausordnungen, was folgt:

Nr. 1

Gemäß Artikel 12 der Reichsverfassung wird der Volks-Reichstag bis zum 28. Oktober des Jahres
2023 berufen, zusammenzutreten. Zu diesem Zwecke wird der Bundesrath beauftragt, alle nötigen
Vorbereitungen zu treffen.

Berlin, den 03. Oktober 2023

Reichsgesetzblatt “RGBl-2310032-Nr2-Verordnung-VRT87-Einberufung” Amtsschrift

Reichsgesetzblatt “RGBl-2310032-Nr2-Verordnung-VRT87-Einberufung”_D

Amtsschrift ist Frakturschrift: die Sie hier finden: FRAKTUR.TTF – diese bitte in den Ordner Windows/Fonts kopieren – Schrift wird
installiert

Hinweis zu bisherigen Einberufungen: Alle Verordnungen des Volks-Reichstages, wurde bisher nur unter folgender Adresse veröffentlicht:
https://deutscher-reichsanzeiger.de/amtsblatt/

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/2024/Amtsblatt/RGBl-2402281-Bekanntmachung-BR121-Einberufung.pdf
https://deutscher-reichsanzeiger.de/2024/Druck/RGBl-2402281-Bekanntmachung-BR121-Einberufung_D.pdf
https://deutscher-reichsanzeiger.de/daten/FRAKTUR.TTF
https://deutscher-reichsanzeiger.de/amtsblatt/
https://www.bundesrath.de/rgbl-2310032-nr2-verordnung-einberufung-87te-tagung-volks-reichstag/
https://www.bundesrath.de/rgbl-2310032-nr2-verordnung-einberufung-87te-tagung-volks-reichstag/
http://verfassung-deutschland.de#Artikel12
https://deutscher-reichsanzeiger.de/2023/Amtsblatt/RGBl-2310032-Nr2-Verordnung-VRT87-Einberufung.pdf
https://deutscher-reichsanzeiger.de/2023/Amtsblatt/RGBl-2310032-Nr2-Verordnung-VRT87-Einberufung.pdf
https://deutscher-reichsanzeiger.de/2023/Druck/RGBl-2310032-Nr2-Verordnung-VRT87-Einberufung_D.pdf
https://deutscher-reichsanzeiger.de/2023/Druck/RGBl-2310032-Nr2-Verordnung-VRT87-Einberufung_D.pdf
https://deutscher-reichsanzeiger.de/daten/FRAKTUR.TTF
https://deutscher-reichsanzeiger.de/amtsblatt/


RGBl-2310031 Bekanntmachung
Einberufung 120te Tagung des Bundesrathes

Bekanntmachung, betreffend die Einberufung des
Bundesrathes zur 120ten Tagung

einberufen am 03.10.2023, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft getreten am 10.10.2023 nach erfolgter Zustimmung
des Bundesrathes gemäß Hausordnung und Reichsverfassung, was folgt:

 

Gemäß Artikel 14 der Reichsverfassung hat sich der Bundesrath bis spätestens zum 28. Oktober des
Jahres 2023 berufen, zusammenzutreten. Zu diesem Zwecke ist der Staatssekretär des Innern
beauftragt alle nötigen Vorbereitungen zu treffen.

Berlin, den 03. Oktober 2023

Reichsgesetzblatt “RGBl-2310031-Bekanntmachung-BR120-Einberufung” Amtsschrift
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RGBl-2306261 Bekanntmachung
Einberufung 119te Tagung des Bundesrathes

Bekanntmachung, betreffend die Einberufung des
Bundesrathes zur 119ten Tagung

einberufen am 26.06.2023, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft getreten am 01.07.2023 nach erfolgter Zustimmung
des Bundesrathes gemäß Hausordnung und Reichsverfassung, was folgt:

 

Gemäß Artikel 14 der Reichsverfassung hat sich der Bundesrath bis spätestens zum 22. Juli des
Jahres 2023 berufen, zusammenzutreten. Zu diesem Zwecke ist der Staatssekretär des Innern
beauftragt alle nötigen Vorbereitungen zu treffen.
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Berlin, den 26. Juni 2023

Reichsgesetzblatt “RGBl-2306261-Bekanntmachung-BR119-Einberufung” Amtsschrift
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Nationalstaat Deutschland und seine
Bundesstaaten wiederherstellen

Wiederherstellung der Bundesstaaten des Deutschen
Reiches, bzw. des Nationalstaats Deutschlands.

Dem Deutschen Reich gehörten bei der Gründung 25 Bundesstaaten (Bundesglieder) – darunter
die  drei  republikanisch  verfassten  Hansestädte   Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  –  sowie  das
Reichsland Elsaß-Lothringen an.

Zum 12.11.1918 trat Deutschösterreich, als Republik, dem Nationalstaat Deutschland und dem
ewigen Bund mit dem Namen Deutsches Reich bei.

Gliederung Deutschlands im Deutschen Reich 1871–1918

Bundesstaat Staatsform Hauptstadt
Fläche
in km²
(1910)

Einwohner
(1871)

Einwohner
(1910)

Preußen Monarchie Berlin 348.780 24.691.085 40.165.219
Bayern Monarchie München 75.870 4.863.450 6.887.291
Württemberg Monarchie Stuttgart 19.507 1.818.539 2.437.574
Sachsen Monarchie Dresden 14.993 2.556.244 4.806.661
Baden Monarchie Karlsruhe 15.070 1.461.562 2.142.833
Mecklenburg-Schwerin Monarchie Schwerin 13.127 557.707 639.958
Hessen Monarchie Darmstadt 7.688 852.894 1.282.051
Oldenburg Monarchie Oldenburg 6.429 314.591 483.042
Sachsen-Weimar-Eisenach Monarchie Weimar 3.610 286.183 417.149
Mecklenburg-Strelitz Monarchie Neustrelitz 2.929 96.982 106.442
Braunschweig Monarchie Braunschweig 3.672 312.170 494.339
Sachsen-Meiningen Monarchie Meiningen 2.468 187.957 278.762
Anhalt Monarchie Dessau 2.299 203.437 331.128
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Bundesstaat Staatsform Hauptstadt
Fläche
in km²
(1910)

Einwohner
(1871)

Einwohner
(1910)

Sachsen-Coburg und Gotha Monarchie Coburg/Gotha 1.977 174.339 257.177
Sachsen-Altenburg Monarchie Altenburg 1.324 142.122 216.128
Lippe Monarchie Detmold 1.215 111.135 150.937
Waldeck Monarchie Arolsen 1.121 56.224 61.707
Schwarzburg-Rudolstadt Monarchie Rudolstadt 941 75.523 100.702
Schwarzburg-Sondershausen Monarchie Sondershausen 862 67.191 89.917
Reuß jüngere Linie Monarchie Gera 827 89.032 152.752
Schaumburg-Lippe Monarchie Bückeburg 340 32.059 46.652
Reuß älterer Linie Monarchie Greiz 316 45.094 72.769
Freie und Hansestadt
Hamburg Republik Hamburg 414 338.974 1.014.664

Freie und Hansestadt
Lübeck Republik Lübeck 298 52.158 116.599

Freie Hansestadt Bremen Republik Bremen 256 122.402 299.526
Reichsland Elsaß-Lothringen Monarchie Straßburg 14.522 1.549.738 1.874.014
Deutschösterreich Republik Wien 120.000 28.570.800
Deutsches Reich ab
12.11.1918 + Deutsch-
österreich

Monarchie Berlin 660.858 41.058.792 83.496.793

Wiedererlangung der Reichs- und Staatsangehörigkeit

Eintragung in das Personenstandsregister Deutschland

Wiederherstellung der Handlungsfähigkeit der Bundesstaaten

Wiederherstellung der Gemeinden in den Bundesstaaten

Kontakt zum Präsidium des Bundes,
bzw. Reichs- und Bundespräsidium

Kontakt zum Präsidialamt

Verantwortlich für diese Seite zeichnet sich das Reichs- und Bundespräsidium
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Wer legitimiert uns

Es darf jedem Deutschen klar sein, daß die Souveränität des Deutschen Reiches
nur durch souveräne Entscheidungen, Handlungen und Gesetzen erfolgen kann.
Der „Bundesrath“ und der „Volks-Reichstag“ haben sich das auch zu Herzen
genommen  und  juristisch  korrekt  eine  hervorragende  Situation  für  das
Deutsche Volks geschaffen, die es nun gilt umzusetzen. Sehen Sie hierzu nur
unsere  b isher  zusätz l ich  in  Kraf t  gesetz ten  Gesetze  unter :
http://deutscher-reichsanzeiger.de  und  auch  die  veröffentlichten  wahren
Reichsgesetze,  die  zwingend  anzuwenden  wären,  damit  wir  uns  von  dieser
Fremdverwaltung verabschieden können.

Legitimation, Verfassung, Reichsgesetze, Völkerrechtsobjekt Deutschland im Deutschen
Reich

Deutsche Verfassung, Verfassung des Deutschen Reiches (1871), Verfassung
Deutschland, Reichsverfassung, Verfassung 1871, Bundesverfassung

Archiv der Gesetze

 

Erste Amtsbesetzung, Staatssekretär im Reichsamt des Innern, durch Erhard Lorenz

Der Bundesrath für Deutschland als Ganzes im Deutschen Reich

Reformakte des Deutschen Bundes im Bezug
zum Bundesrath

Entwurf zu einer
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Reformakte des Deutschen Bundes vom 1. September 1863
I. Allgemeine Verfügungen

Art.  1.  Die  Zwecke  des  Deutschen  Bundes  sind:  Wahrung  der  Sicherheit  und  Machtstellung
Deutschlands nach Aussen, Wahrung der öffentlichen Ordnung im Innern, Förderung der Wohlfahrt
der deutschen Nation und Vertretung ihrer gemeinsamen Anliegen, Schutz der Unverletzbarkeit und
verfassungsmäßigen  Unabhängigkeit  der  einzelnen  deutschen  Staaten,  Schutz  des  öffentlichen
Rechtszustandes  in  denselben,  Gemeinsamkeit  der  Gesetzgebung  im Bereiche  der  dem Bunde
verfassungsmäßig  zugewiesenen  Angelegenheiten,  Erleichterung  der  Einführung  allgemeiner
deutscher  Gesetze  und  Einrichtungen  im  Bereiche  der  gesetzgebenden  Gewalt  der  einzelnen
Staaten.

Art.  2.  Die  Leitung  der  Bundesangelegenheiten  wird  von  den  souveränen Fürsten  und  freien
Städten Deutschlands einem aus ihrer Mitte hervorgehenden Directorium übertragen.

Ein Bundesrath wird aus den Bevollmächtigten der Regierungen gebildet.

Eine Versammlung der Bundesabgeordneten wird periodisch einberufen werden.

Eine Fürstenversammlung wird periodisch zusammentreten.

Ein Bundesgerichtshof wird errichtet.

II. Directorium und Bundesrath

Art. 3. Das Directorium des Deutschen Bundes besteht aus sechs Stimmen:
1) aus dem Kaiser von Österreich,
2) aus dem Könige von Preußen,
3) aus dem Könige von Bayern,
4) aus den Königen von Sachsen, Hannover, Württemberg in jährlichem Wechsel durch einen aus
ihrer Mitte, insofern nicht eine andere gemeinschaftliche Vereinbarung unter ihnen eintritt,
5) aus einem durch den Großherzog von Baden, den Kurfürsten von Hessen, den Großherzog von
Hessen,  den  König  von  Dänemark  als  Herzog  von  Holstein  und  Lauenburg,  den  König  der
Niederlande als Großherzog von Luxemburg, den Herzog von Braunschweig, die Großherzöge von
Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg-Strelitz  und  den  Herzog  von  Nassau  zu  wählenden
Bundesmitgliede,
6) aus einem durch den Großherzog von Sachsen-Weimar, den Großherzog von Oldenburg, die
Herzoge  von  Sachsen-Meiningen,  Sachsen-Altenburg,  Sachsen-Coburg-Gotha  und  Anhalt,  die
Fürsten von Schwarzburg-Sondershausen, Schwarzburg-Rudolstadt, Liechtenstein, Waldeck, Reuß
ältere  Linie,  Reuß  jüngere  Linie,  Schaumburg-Lippe  und  Lippe,  den  Landgrafen  von  Hessen-
Homburg  und  die  freien  Städte  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg  zu  wählenden
Bundesgliede.

Die Wahlen unter 5 und 6 geschehen auf drei Jahre und unter Anwendung des im Artikel 6 der
Bundesacte festgestellten Stimmverhältnisses, insofern nicht unter den unter 5 genannten Staaten
eine andere gemeinschaftliche Vereinbarung eintritt.

Die Mitglieder des Directoriums werden sich in der Regel durch Bevollmächtigte am Bundessitze
vertreten  lassen.  Es  bleibt  ihnen  jedoch  vorbehalten,  sich  bei  wichtigen  Veranlassungen  zu
vereinigen, um die Befugnisse des Directoriums in Person auszuüben.



Österreichischer Entwurf:  “Das Directorium des deutschen Bundes besteht aus dem
Kaiser von Österreich, dem Könige von Preußen, dem Könige von Bayern und zweien der
am 8., 9. und 10. Bundes-Armeecorps betheiligten Souveräne.
Letztere  beide  Directorialmitglieder  werden  in  der  Weise  gewählt,  daß  diejenigen
Regierungen, welche zusammen eines der genannten Armeecorps aufzustellen haben,
aus ihrer Mitte je ein Directorialmitglied für eine Periode von 6 oder nach Umständen
von 3 Jahren wählen und abwechselnd in jedem dritten Jahre die Vertretung eines dieser
Corps im Directorium ruht.
Die  am  Directorium  betheiligten  Fürsten  werden  sich  in  der  Regel  durch
Bevollmächtigte  am Bundessitze  vertreten  lassen;  es  bleibt  jedoch  den  Souveränen
vorbehalten, sich bei wichtigen Veranlassungen zu vereinigen, um die Befugnisse des
Directoriums in Person auszuüben.”

Art. 4. Der Bundesrath besteht aus den Bevollmächtigten der 17 Stimmen des engen Rathes der
Bundesversammlung. Österreich und Preußen führen im Bundesrathe je drei Stimmen, so daß die
Zahl der Stimmen sich auf 21 erhöht.

Die für das Directorium ernannten Bevollmächtigten werden in der Regel ihre Regierungen auch im
Bundesrathe vertreten.

Art. 5. Den Vorsitz im Directorium und im Bundesrathe führt Österreich. Im Falle der Verhinderung
des österreichischen Bevollmächtigten geht der Vorsitz auf Preußen über.

Mit dem Vorsitze sind keine andern Befugnisse, als die zur formellen Erledigung der Geschäfte
erforderlichen, verbunden.

Alle  Beschlüsse  des  Directoriums  werden  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  gefaßt.  Bei
Stimmengleichheit wird die Zahl der Bevölkerung (nach Bundesmatrikel) der von jeder Stimme
vertretenen Staaten, also: 1. Österreichs, 2. Preußens, 3. Bayerns, 4. der drei Königreiche, 5. der im
Artikel 3 unter 5 genannten Staaten, 6. der ebendaselbst unter 6 genannten Staaten, nach den sich
gegenüberstehenden  drei  Stimmen  zusammengerechnet  und  solchergestalt  die  Majorttat
entschieden.

Die Beschlüsse des Bundesrathes werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt, sofern nicht die
nachfolgenden Artikel Ausnahmen von diesem Grundsatze anordnen.

Die Directorialbevollmächtigten, sowie die Mitglieder des Bundesrathes sind an die Weisungen ihrer
Regierungen  gebunden.  Doch  sind  die  Regierungen  und  vorzugsweise  die  Directorialhöfe
verpflichtet, ihre Bevollmächtigten mit thunlichst ausgedehnten Instructionen zu versehen, damit
der  Gang  der  Bundesgeschäfte  durch  den  Verkehr  zwischen  den  Bevollmächtigten  und  ihren
Vollmachtgebern so wenig wie möglich aufgehalten werde.

Die Beziehungen zwischen dem Directorium und den einzelnen Regierungen werden durch deren
Bevollmächtigte im Bundesrathe vermittelt.

Die  Militärcommission  ist  dem  Directorium  untergeordnet.  Als  weitere  Hülfsbehörden  werden
demselben eine Commission für Inneres und Justiz, eine Finanzcommission und eine Commission für
Handels- und Zollsachen beigegeben.

Directorium und Bundesrath haben ihren Sitz zu Frankfurt am Main.

Im österreichischen Entwurf fehlt der Satz: “Bei Stimmengleichheit…”



Art. 6. Die vollziehende Gewalt des Bundes wird durch das Directorium ausgeübt.

Das Directorium kann sich bei Ausübung dieser Gewalt des Beiraths des Bundesrathes bedienen, ist
aber an dessen Beschlüsse nur in den Fällen gebunden, für welche die nachfolgenden Artikel dies
ausdrücklich vorschreiben.

In den Angelegenheiten der Bundesgesetzgebung vertritt  das Directorium die Gesammtheit der
Bundesregierungen  auf  Grund  der  Beschlüsse  des  Bundesrathes,  beziehungsweise  der
Fürstenversammlung.

Art. 7. Die völkerrechtliche Vertretung des Bundes in seiner Eigenschaft als Gesammtmacht steht
dem Directorium zu.

Der präsidirende Directorialbevollmächtigte nimmt die Beglaubigungs- und Abberufungsschreiben
der fremden diplomatischen Agenten entgegen.  Er vermittelt  den schriftlichen und mündlichen
Verkehr mit denselben auf Grund der Beschlüsse des Directoriums und in dessen Namen.

Das  Directorium  hat  das  Recht,  zum  Zwecke  der  Unterhandlung  über  Gegenstände  der
Bundesthätigkeit diplomatische Agenten jeden Ranges bei auswärtigen Staaten zu beglaubigen. Die
Beglaubigungs-  und  Abberufungsschreiben  dieser  Agenten,  sowie  die  ihnen  zugehenden
Instructionen werden von dem präsidirenden Directorialbevollmächtigten im Namen und Auftrag
des Directoriums vollzogen.

Verträge  mit  auswärtigen  Staaten  über  Gegenstände  der  Bundesthätigkeit  können  von  dem
Directorium nur mit Zustimmung der Fürstenversammlung oder, wenn diese nicht vereinigt ist, mit
Zustimmung  des  Bundesrathes  ratificirt  werden.  Sofern  solche  Verträge  den  Bereich  der
Bundesgesetzgebung berühren,  kann deren Ratification nur mit  Vorbehalt  der Zustimmung der
Versammlung der Bundesabgeordneten erfolgen.

Art. 8. Dem Directorium liegt die Sorge für die äußere Sicherheit Deutschlands ob.

Bei Gefährdung der Sicherheit des Bundes, insbesondere wenn derselbe oder ein einzelner Theil des
Bundesgebietes mit  einem feindlichen Angriffe  bedroht  ist,  hat  das Directorium alle  durch die
Umstände erforderten militärischen Vorsichts- und Vorbereitungsmapregelr anzuordnen.

Es übt zu diesem Zwecke sämmtliche nach der Bundeskriegsverfassung dem Bunde zustehende
Befugnisse aus.  Insbesondere kommt es ihm zu,  die Kriegsbereitschaft  und Mobilmachung des
Bundesheeres  oder  einzelner  Contingente  desselben  zu  beschließen,  für  die  rechtzeitige
Instandsetzung der Bundesfestungen zu sorgen, den Bundesfeldherrn zu ernennen, die Bildung des
Hauptquartiers und der Heeresabtheilungen zu veranlassen, eine eigene Kriegskasse des Bundes zu
errichten.

Zu einer förmlichen Kriegserklärung des Bundes ist ein im Bundesrathe mit zwei Drittheilen dem
Stimmen gefaßter Beschluß erforderlich.

Ergiebt sich die Gefahr eines Krieges zwischen einem Bundesstaate, welcher zugleich außerhalb des
Bundesgebietes  Besitzungen  hat,  und  einer  auswärtigen  Macht,  so  hat  das  Directorium  den
Beschluß des Bundesrathes darüber, ob der Bund sich am Kriege betheiligen wolle, zu veranlassen.
Die Entscheidung hierüber erfolgt ebenfalls mit zwei Drittheilen der Stimmen.

Wird  das  Bundesgebiet  durch  feindliche  Streitkräfte  angegriffen,  so  tritt  der  Stand  des
Bundeskrieges  von  selbst  ein.



Das Directorium hat das Recht, Friedensunterhandlungen einzuleiten und zu diesem Zwecke eigne
Bevollmächtigte  zu  ernennen  und  mit  Instructionen  zu  versehen.  Es  hat  jedoch  über  die
Bedingungen  des  Friedens  die  Ansicht  des  Bundesrathes  zu  vernehmen.  Die  Annahme  und
Bestätigung des Friedensvertrages kann nur auf Grund eines mit einer Stimmenmehrheit von zwei
Drittheilen gefaßten Beschlusses des Bundesrathes geschehen.

In dem Falle des Artikels 45 der Wiener Schlußacte hat das Directorium die zur Behauptung der
Neutralität des Bundes erforderlichen Maßregeln zu beschließen.

In Bezug auf Streitigkeiten einzelner Staaten mit auswärtigen Staaten hat das Directorium die durch
die  Art.  36  und  37  der  Wiener  Schlußacte  der  Bundesversammlung  zugewiesenen  Befugnisse
auszuüben.

Im  österreichischen  Entwurf  lautet  der  Absatz  2:  “Ergiebt  sich  die  Gefahr  eines
feindlichen Angriffes auf den Bund oder einen einzelnen Theil des Bundesgebiets, oder
wird das europäische Gleichgewicht in einer für die Sicherheit des Bundes bedrohlichen
Weise  gefährdet,  so  hat  das  Directorium  alle  durch  die  Umstände  erforderten
militärischen Vorsichts- und Vorbereitungsmaßregeln anzuordnen.”

Im österreichischen Entwurf lautet der Absatz 5 Satz 2 am Ende “mit einfacher
Stimmenmehrheit.”

Art. 9. Die Sorge für die Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung und der Gesetzlichkeit in den
einzelnen Bundesstaaten liegt zunächst den betreffenden Regierungen ob.

Das  Directorium  hat  jedoch  auch  seinerseits  darüber  zu  wachen,  daß  der  innere  Friede
Deutschlands nicht gefährdet werde. Treten Fälle von Ruhestörungen ein, so hat das Directorium
diejenigen  Befugnisse  auszuüben,  welche  die  Art.  25  bis  28  der  Wiener  Schlußacte  der
Bundesversammlung zuweisen.

Im österreichischen Entwurf heißt es stattdessen im Absatz 2: “Sind Ruhestörungen zu
befürchten, so ist es (das Directoriurn) berufen, auf deren Verhütung hinzuwirken. Sind
Unruhen wirklich ausgebrochen. so hat es die zur Wiederherstellung der Herrschaft der
Gesetze erforderlichen Maßregeln zu ergreifen, wenn die betheiligte Regierung dies
beantragt, oder wenn sie die nöthigen Mittel zur Bewältigung der Unruhen entbehrt,
oder wenn die Unruhen sich über mehrere Bundesstaaten erstrecken.”

Art.  10.  Das  Directorium  hat  für  die  Erhaltung  des  Friedens  und  der  Eintracht  unter  den
Bundesgliedern Sorge zu tragen.

Selbsthülfe zwischen Bundesgliedern ist untersagt, und jedem Versuche zu einer solchen hat das
Directorium Einhalt zu thun.

Bei Streitigkeiten aller Art zwischen Bundesstaaten hat es seine Vermittelung eintreten zu lassen,
und falls der Vergleichsversuch erfolglos ist, die Verweisung an das Bundesgericht zu beschließen.

Art. 11. Das Directorium übt auf Grund der Beschlüsse des Bundesrathes Namens der deutschen
Regierungen das Recht des Vorschlags in Angelegenheiten der Bundesgesetzgebung aus (Art. 20).



In gleicher Weise steht demselben die Initiative auch in denjenigen Angelegenheiten zu, in welchen
die Erlassung eines gemeinsamen Gesetzes oder die Gründung einer gemeinsamen Einrichtung von
der freien Zustimmung der einzelnen Staaten abhängt,  die Wirksamkeit des Bundes gegenüber
diesen letztem sich somit nur als eine vermittelnde darstellt (Art. 21).

Der  Bundesrath  hat  in  beiden  Fällen  die  in  die  Versammlung  der  Bundesabgeordneten
einzubringenden  Vorlagen  vorzubereiten.

Gesetzesvorschläge, welche eine Abänderung der Bundesverfassung oder einen Zusatz zu derselben
enthalten, oder der gesetzgebenden Gewalt des Bundes einen neuen, seither der Gesetzgebung der
Einzelstaaten angehörigen Gegenstand überweisen, können im Bundesrathe nur mit Einhelligkeit
sämmtlicher 21 Stimmen genehmigt werden.

Vorschläge,  durch  welche  einzelnen  Bundesgliedern  besondere,  nicht  in  den  gemeinsamen
Verpflichtungen Aller begriffene Leistungen oder Verwilligungen für den Bund angesonnen werden,
bedürfen der freien Zustimmung aller betheiligten Regierungen.

Über Religionsangelegenheiten findet kein Beschluß anders, als mit allseitiger freier Zustimmung
statt.

Im österreichischen Entwurf lautet der Absatz 4: “Gesetzesvorschläge, welche eine Abänderung der
Bundesverfassung in sich schließen, oder auf Kosten des Bundes eine neue organische Einrichtung
begründen  sollen,  oder  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Bundes  einen  neuen,  seither  der
Gesetzgebung der Einzelstaaten angehörigen Gegenstand überweisen, können im Bundesrath nur
mit einer Mehrheit von wenigstens 17 Stimmen genehmigt werden.”

Art. 12. Das Directorium hat dafür zu sorgen, daß die Bundesgesetze, die Bundesbeschlüsse, die
Erkenntnisse  des  Bundesgerichtes,  die  am  Bunde  vermittelten  Vergleiche,  die  vom  Bunde
übernommenen Garantien durch die betheiligten Regierungen vollzogen werden.

Ergeben sich hierbei Hindernisse irgend einer Art, so steht es dem Directorium zu, das Geschäft der
Vollziehung unmittelbar von Bundes wegen in die Hand zu nehmen. Es kann zu diesem Zwecke
Commissare ernennen und denselben, wenn nöthig, eine angemessene Truppenzahl zur Verfügung
stellen.

Art. 13. Dem Directorium liegt die Handhabung der Kriegsverfassung des Deutschen Bundes ob. Es
führt die durch diese Verfassung dem Bunde in Bezug auf das Bundesheer, die Bundesfestungen und
die  Küstenvertheidigung  überwiesenen  Geschäfte.  Es  hat  sich  der  genauen  und  vollständigen
Erfüllung der militärischen Bundesverpflichtungen in allen Bundesstaaten zu versichern, auch auf
zweckmäßige Übereinstimmung in der Organisation des Bundesheeres hinzuwirken. Es hat sein
Augenmerk  unausgesetzt  dahin  zu  richten,  daß  das  Heerwesen  des  Bundes,  ohne  unnöthige
Belastung  der  Bevölkerungen,  im  Frieden  gekräftigt,  vervollkommnet  und  in  einem  allen
Anforderungen  an  die  Wehrkraft  Deutschlands  entsprechenden  Stande  erhalten  werde.

Werden  zu  diesem  Zwecke  neue  gesetzliche  Bestimmungen  organische  Vorschriften  oder
Änderungen  der  Bundeskriegsverfassung  erforderlich,  so  hat  das  Directorium  dieselben  im
Bundesrathe in Anregung zu bringen.

Bedarf das Directorium in den Fällen der Art. 9, 10 und 12 der unmittelbaren Verfügung über
militärische Mittel, so hat es die Stellung der für den jedesmaligen Zweck am meisten geeigneten
Truppenkörper zum Bundesdienste zu beschließen.

Ist  der  Zweck  dieser  Maßregel  erreicht,  so  hat  die  Verwendung  zum  Bundesdienste  wieder



aufzuhören.

Die  Kosten  der  Verwendung von  Truppen  im Bundesdienste  hat  der  Bund,  votbehältlich  aller
gesetzlich begründeten Ersatzverbindlichkeiten, vorschußweise zu bestreiten.

Die im Bundesdienste stehenden Truppen tragen die Abzeichen des Bundes. Während gemeinsamer
Übungen, überhaupt während jeder Vereinigung der Contingente mehrerer Bundesstaaten werden
gleichfalls diese Abzeichen getragen.

Art. 14. Das Directorium läßt die aus den Matricularbeiträgen der einzelnen Staaten gebildete
Bundeskasse verwalten.

Es läßt von drei zu drei Jahren nach eingeholter Zustimmung des Bundesrathes den Voranschlag der
ordentlichen  und  außerordentlichen  Bundesauslagen  aufstellen  und  der  Versammlung  der
Bundesabgeordneten  zur  Genehmigung  vorlegen.

Es  läßt  die  von  der  Versammlung  der  Bundesabgeordneten  genehmigten  Matricularumlagen
ausschreiben.

Kommt in Betreff des Voranschlags eine Einigung mit der Versammlung der Bundesabgeordneten
nicht zu Stande, so ist bis zu einer Verständigung der Voranschlag der vorhergehenden Periode
maßgebend,  insofern  die  darin  enthaltenen  Ausgaben  nicht  ausdrücklich  nur  für  einen
vorübergehenden,  bereits  erreichten  Zweck  bestimmt  sind.

Zur  Deckung  unvorgesehener  Bundesausgaben  kann  das  Directorium  mit  Genehmigung  des
Bundesrathes und der Versammlung der Bundesabgeordneten oder wenn letztere nicht vereinigt ist,
unter  Vorbehalt  der  Rechtfertigung  vor  derselben,  außerordentliche  Matricularumlagen
ausschreiben.
Es läßt den Rechenschaftsbericht über die aufgelaufene dreijährige Periode des Bundeshaushalts
der Versammlung der Bundesabgeordneten vorlegen.

Im österreichischen Entwurf heißt in Absatz 3 das letzte Wort: “austheilen” und der
Absatz 4 fehlt ganz.

Art. 15. Dem Directorium steht die Einberufung‚ Eröffnung, Vertagung, Auflösung, Schließung der
Versammlung der Abgeordneten zu.
Zur Einberufung außerordentlicher Sitzungen derselben bedarf dasselbe jedoch der Zustimmung
des Bundesrathes.

Das  Directorium  hat  vor  der  Versammlung  der  Abgeordneten  die  Gesamtheit  der
Bundesregierungen  zu  vertreten;  insbesondere  wird  es  die  vom  Bundesrathe  genehmigten
Gesetzesentwürfe  und  sonstige  Vorlagen  einbringen  und  für  die  darüber  in  der
Abgeordnetenversammlung zu eröffnende Verhandlung geeigneten Falls Commissare ernennen. Es
ist  berechtigt,  der  Versammlung  der  Abgeordneten  Mittheilungen  über  allgemeine
Bundesangelegenheiten  zugehen  zu  lassen,  und  deren  Ansicht  darüber  einzuholen.

Nach  dem  Schlusse  der  Session  der  Abgeordnetenversammlung  wird  es  die  Ergebnisse  der
Verhandlungen derselben der Schlußfassung der Fürstenversammlung unterziehen, oder, falls eine
solche ausnahmsweise nicht stattfinden sollte, die Schlußfassung im Bundesrathe veranlassen.



III. Die Versammlung der Bundesabgeordneten

Art.  16.  Die  Versammlung  der  Bundesabgeordneten  geht  durch  Delegation  aus  den
Vertretungskörpern  der  einzelnen  deutschen  Staaten  hervor.

Sie besteht aus 302 von diesen Körpern gewählten Mitgliedern.

Österreich  entsendet  zum  Bunde  75  vom  Reichsrathe  aus  der  Zahl  seiner,  den  deutschen
Bundesländern angehörigen Mitglieder, oder aus den Mitgliedern der Landtage des Bundesgebietes
gewählte Abgeordnete.
Preußen entsendet 75 Abgeordnete aus der Zahl  der Vertreter der deutschen Bundeslande im
preußischen Landtage.
Bayern entsendet 27 Abgeordnete, Sachsen, Hannover, Württemberg entsenden je 15, Baden 12,
Kurhessen 9, Großherzogthum Hessen 9, Holstein und Lauenburg 5,
Luxemburg  und  Limburg  4,  Braunschweig  3,  Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg-Strelitz
zusammen 6, Nassau 4, Sachsen-Weimar 3, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Altenburg und Sachsen-
Coburg-Gotha je 2, Oldenburg 3, Anhalt 2, Schwarzburg-Sondershausen, Schwarzburg-Rudolstadt,
Liechtenstein,  Waldeck,  Reuß  ältere  Linie  und  Reuß  jüngere  Linie,  Schaumburg-Lippe,  Lippe,
Hessen-Homburg je 1, die freien Städte Lübeck, Frankfurt, Bremen je 1, Hamburg 2 Abgeordnete,
und zwar alle diese Staaten aus der Mitte ihrer Vertretungskörper.

In denjenigen Staaten, in welchen das Zweikammersystem besteht, wählt die erste Kammer ein
Drittheil, die zweite Kammer zwei Drittheile der Bundesabgeordneten. Wo die Abgeordnetenzahl
nicht durch drei theilbar ist, wird die betreffende Regierung bestimmen, wie die Zahl der Vertreter
unter beiden Kammern zu vertheilen sei.

Im österreichischen Entwurf  betrug die Zahl  der Bundesabgeordneten 300.  Hessen-
Homburg war, da es keine Landesvertretung besaß, nicht berücksichtigt. Hamburg war
nur mit einem Vertreter bedacht.

Art.  17.  Die  Wahl  der  Bundesabgeordneten  erfolgt  in  jedem  Staate  sogleich  nach  dem
Zusammentritte der betreffenden Landesvertretung. Sie erfolgt für die Dauer des Mandats der
wählenden  Körperschaft,  bleibt  jedoch  nach  Ablauf  dieses  Mandats,  oder  nach  Auflösung  der
wählenden Körperschaft bis zur erfolgten Neuwahl der nächstfolgenden Versammlung wirksam.

Die persönliche Fähigkeit zur Mitgliedschaft der wählenden Körperschaft entscheidet zugleich über
die persönliche Fähigkeit zur Mitgliedschaft der Versammlung der Bundesabgeordneten.

Für je drei Bundesabgeordnete wird ein Ersatzmann gewählt. Diejenigen Wahlkörperschaften, die
weniger als drei Bundesabgeordnete zu ernennen haben, wählen je einen Ersatzmann.

Die  Landesvertretungen  der  Einzelstaaten  können  ihre  Abgeordneten  zum  Bunde  nicht  an
Instructionen binden.

Die Bundesabgeordneten beziehen gleichmäßige Tagegelder und Reiseentschädigungen aus der
Bundeskasse.

Art. 18. Die Versammlung der Bundesabgeordneten wird regelmäßig in jedem dritten Jahre im
Monat  Mai  nach  Frankfurt  a.  M.  einberufen.  Sie  kann  vom Directorium mit  Zustimmung des
Bundesrathes jederzeit zu einer außerordentlichen Sitzung einberufen werden.



Eine Vertagung der Versammlung kann vom Directorium höchstens für eine Zeit von zwei Monaten
ausgesprochen werden. Durch eigenen Beschluß kann sich die Versammlung höchstens auf acht
Tage vertagen. Im Falle einer Auflösung der Versammlung wird das Directorium unverzüglich die
Bundesregierungen auffordern die Neuwahlen so bald als thunlich vornehmen zu lassen. Sobald die
Neuwahlen erfolgt sind, wird das Directorium zur Wiedereinberufung der Versammlung schreiten.

Die Regierungen werden in der Regel dafür sorgen, daß die Ständekammern der einzelnen Staaten
nicht gleichzeitig mit der Versammlung der Bundesabgeordneten tagen

Art. 19. Die Versammlung der Bundesabgeordneten wählt ihren Präsidenten, ihre Vicepräsidenten
und Schriftführer.

Die  Sitzungen  der  Versammlung  sind  öffentlich.  Die  Geschäftsordnung wird  bestimmen,  unter
welchen Bedingungen vertrauliche Sitzungen stattfinden können.

Die  Versammlung  prüft  die  Vollmachten  ihrer  Mitglieder  und  entscheidet  über  die  Zulassung
derselben.

Zur Beschlußfähigkeit der Versammlung ist die Anwesenheit von wenigstens zwei Drittheilen der
Mitglieder erforderlich. Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt, sofern nicht
die nachfolgenden Artikel Ausnahmen von diesem Grundsatze anordnen.

Die Versammlung wird mit Genehmigung des Directoriums ihre Geschäftsordnung feststellen.

Art. 20. Der Versammlung der Bundesabgeordneten steht das Recht beschließender Mitwirkung zur
Ausübung der gesetzgebenden Gewalt des Deutschen Bundes zu.

Die gesetzgebende Gewalt des Bundes erstreckt sich:
1) Auf Abänderungen der Bundesverfassung und Zusätze zu derselben.
2) Auf den Bundeshaushalt
3)  Auf  Feststellung  allgemeiner  Grundzüge  für  die  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  über  die
Angelegenheiten  der  Presse  und  der  Vereine,  über  literarisches  und  künstlerisches
Eigenthumsrecht, über Heimathrecht, Ansässigmachung und allgemeines deutsches Bürgerrecht,
über gegenseitige Vollstreckung rechtskräftiger Erkenntnisse, über Auswanderungen, sowie über
diejenigen Gegenstände von gemeinsamem Interesse, deren allgemeine Regelung etwa künftig der
gesetzgebenden Gewalt des Bundes durch verfassungsmäßige Beschlüsse des Directoriums (Art. 11)
und der Abgeordnetenversammlung würde übertragen werden.

Gesetzesvorschläge, welche eine Abänderung der Bundesverfassung oder einen Zusatz zu derselben
enthalten, oder der gesetzgebenden Gewalt des Bundes einen neuen, seither der Gesetzgebung der
Einzelstaaten  angehörigen  Gegenstand  überweisen,  können  in  der  Versammlung  der
Bundesabgeordneten  nur  mit  einer  Mehrheit  von  wenigstens  drei  Viertheilen  der  Stimmen
angenommen werden.

Wie das Directorium, so besitzt auch die Abgeordnetenversammlung das Recht, Bundesgesetze in
Vorschlag zu bringen.

Betreffen solche Vorschläge eine Abänderung der Bundesverfassung oder einen Zusatz zu derselben
oder  die  Überweisung  eines  neuen,  seither  der  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  angehörigen
Gegenstandes  an  die  gesetzgebende  Gewalt  des  Bundes,  so  können  sie  von  der
Abgeordnetenversammlung nur mit einer Mehrheit von wenigstens drei Viertheilen der Stimmen
beschlossen werden.



Im österreichischen Entwurf findet sich in der folgenden Aufzählung des Absatz 2 als
Ziffer  2)  eingeschaltet  die  Klausel:  “auf  die  bestehenden oder  neu zu errichtenden
organischen Einrichtungen des Bundes”.

Der österreichische Entwurf sah im Absatz 3 eine Mehrheit von vier Fünfteln vor.

Art.  21.  Die Versammlung der  Bundesabgeordneten ist  gleich  dem Directorium berechtigt,  in
Angelegenheiten, welche dem Bereiche der gesetzgebenden Gewalt des Bundes nicht zugewiesen
sind, die Einführung gemeinsamer Gesetze oder Einrichtungen auf dem Wege freier Vereinbarung in
Antrag zu bringen.

Um  in  den  einzelnen  Staaten  zur  Ausführung  gelangen  zu  können,  bedürfen  jedoch  die  in
Angelegenheiten  solcher  Art  von  der  Abgeordnetenversammlung  gefaßten  Beschlüsse  der
Zustimmung  der  betreffenden  Regierungen  und  Vertretungen  (Art.  25).

Art. 22. In allen Angelegenheiten des Bundes steht der Versammlung der Bundesabgeordneten das
Recht der Vorstellung und der Beschwerde zu.

IV. Die Fürstenversammlung

Art. 23. In der Regel wird nach dem Schlusse der ordentlichen oder außerordentlichen Sitzung der
Versammlungen  der  Bundesabgeordneten  eine  Versammlung  der  souveränen  Fürsten  und  der
obersten Magistrate der freien Städte Deutschlands sich vereinigen.

Der Kaiser von Osterreich und der König von Preußen gemeinschaftlich erlassen die Einladungen
zur Fürstenversammlung.

Die nicht persönlich erscheinenden Souveräne können sich durch einen Prinzen ihres oder eines
andern regierenden deutschen Hauses als Alter Ego vertreten lassen.

Im österreichischen Entwurf schloß sich hier folgender Satz an:
“Zwei Vertretern der deutschen Standesherren wird in der Fürstenversammlung ein
Antheil  an  einer  Curiatstimme  (anstatt  des  erloschenen  Antheils  der  beiden
Hohenzollern)  zugestanden.”

Art. 24. Die Verhandlungen der Fürstenversammlung tragen den Charakter freier Berathung und
Verständigung zwischen unabhängigen und gleichberechtigten Souveränen an sich. Deutschlands
Fürsten und freie Städte sind jedoch übereingekommen, die für die Beschlüsse des Bundesrathes
geltende Stimmordnung in der Art auch unter sich in Anwendung zu bringen, daß ein Beschluß der
Fürstenversammlung  nicht  aufgehalten  werden  kann,  wenn  die  bejahenden  Stimmen  das  im
Bundesrathe je nach der Natur des Gegenstandes vorgeschriebene Stimmverhältniß erreichen.

Art. 25. Die Fürstenversammlung nimmt die ihr durch das Directorium unterlegten Ergebnisse der
Verhandlungen der Abgeordnetenversammlung in Erwägung.

Sie  faßt  die  endgültigen  Beschlüsse  über  diejenigen  Anträge  der  Versammlung  der
Bundesabgeordneten, welche nicht der Zustimmung der Vertretungskörper in den einzelnen Staaten
bedürfen.

Sie läßt die mit ihrer Sanction versehenen Bundesgesetze sowohl durch das Directorium als in den



einzelnen Staaten verkündigen.

Sie pflegt Berathung wegen thunlichster Förderung der Ausführung über diejenigen Anträge der
Versammlung  der  Bundesabgeordneten,  über  welche  der  endgültige  Beschluß  den
verfassungsmäßigen  Gewalten  der  einzelnen  Staaten  zusteht  (Art.  11  u.  21).

Sie prüft die Vorstellungen und Beschwerden der Versammlung der Abgeordneten in allgemeinen
Bundesangelegenheiten und läßt dem Directorium die betreffenden Entschließungen zugehen.

Sie kann alle für das Gesammtvaterland wichtigen Angelegenheiten in den Kreis ihrer Berathungen
ziehen.

Über folgende Gegenstände:
– Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund,
– Änderung des Stimmverhältnisses im Bunde bei verändertem Besitzstande der Bundesglieder,
steht die Schlußfassung ausschließlich der Fürstenversammlung zu.

V. Das Bundesgericht

Art. 26. Das Bundesgericht entscheidet, im Namen des Deutschen Bundes, theils in richterlicher,
theils in schiedsrichterlicher Eigenschaft.

Art. 27. Das Bundesgericht in seiner richterlichen Eigenschaft kann angerufen werden:
1) von Bundesregierungen oder von Privatpersonen gegen den Deutschen Bund, wenn erstere gegen
letzteren  Ansprüche  aus  privatrechtlichen  Titeln  erheben,  und  ein  besonderer  Gerichtsstand
hierwegen nicht begründet ist;
2) von Privatpersonen gegen mehrere Bundesglieder, wenn bestritten ist, welche der letzteren eine
Forderung der ersteren zu befriedigen habe;
3) von Privatpersonen die Civilliste oder den Staatsfiscus eines einzelnen Bundesstaates,  wenn
wegen der behaupteten, auf privatrechtlichen Titeln beruhenden Forderung in der Verfassung oder
Gesetzgebung des betreffenden Staates kein Gerichtstand begründet ist;
4) von Privatpersonen behufs der Eröffnung des Rechtsweges gegen eine einzelne Bundesregierung,
wenn erstere auf Grund der Verfassung und der bestehenden
Gesetze  des  Landes  und  nach  Erschöpfung  der  landesgesetzlichen  Mittel  der  Abhülfe,  über
Verweigerung oder Hemmung der Rechtspflege Beschwerde führen;
5) von Bundesregierungen gegen andere Bundesregierungen, wenn der klagende Theil Befriedigung
einer Geldforderung oder Erfüllung eines privatrechtliche Leistungen betreffenden Vertrages oder
Schadloshaltung wegen Nichterfüllung solchen Vertrages verlangt;
6) in denjenigen Fällen, für welche dem Bundesgerichte, mit Zustimmung des Directoriums und des
Bundesrathes, durch die Verfassung oder Gesetzgebung eines Einzelstaates eine richterliche Gewalt
besonders übertragen werden sollte;
endlich tritt
7) in Fällen, wo es sich zwischen zwei oder mehreren Mitgliedern des Bundes um vorläufigen Schutz
des  jüngsten  Besitzstandes  handelt,  das  Bundesgericht  an  die  des  nach  Art.  20  der  Wiener
Schlußacte zu bezeichnenden obersten Gerichtshofes

Im österreichischen Entwurf war in Nr. 3 vor der Civilliste noch besonders “der
Souverän” erwähnt.

Die Nr. 3 war außerdem der Revision vorbehalten.



Art. 28. Der schiedsrichterlichen Entscheidung des Bundesgerichtes werden vom Directorium nach
vergeblich versuchter Vermittelung, auf Verlangen des einen oder des anderen der streitenden
Theile überwiesen:
1) alle nicht zu der im Artikel 27 unter 5 erwähnten Kategorie gehörigen Streitigkeiten zwischen
Mitgliedern des Bundes
2)  Streitigkeiten  zwischen  Mitgliedern  regierender  deutscher  Familien  über  Thronfolge,
Regentschaft, Regierungsfähigkeit, Vormundschaft, sowie über Ansprüche an das Hausfideicommiß‚
insofern nicht über das Verfahren in dergleichen Streitigkeiten und deren Entscheidung durch die
Verfassung  des  betreffenden  Landes,  Hausgesetze  oder  Verträge  besondere  Bestimmungen
getroffen  sind;
3)  Streitigkeiten  zwischen  der  Regierung  eines  Bundesstaates  und  einzelnen  Berechtigten,
Corporationen  oder  ganzen  Classen,  wenn  dieselben  wegen  Verletzaung  der  ihnen  durch  die
Bundesverfassung (Art. 13 bis 18 der Bundesacte) gewährleisteten Rechte Klage führen, soweit das
betreffende Rechtsverhältniß nicht vor dem 1. Januar 1863 durch Bundesbeschluß oder durch die
einschlägige Landesgesetzgebung geregelt ist;
4)  Streitigkeiten  zwischen  der  Regierung  und  der  Landesvertretung  eines  Bundesstaates  über
Auslegung oder Anwendung der Landesverfassung, sofern zur Austragung solcher Streitigkeiten
nicht schon anderweitig Mittel und Wege gesetzlich vorgeschrieben sind, oder dieselben nicht zur
Anwendung gebracht werden können.

Die Nr. 2 war der Revision vorbehalten.

Art. 29. Damit in der Anwendung gemeinsamer deutscher Gesetze über Civil- oder Strafrecht die
möglichste Gleichartigkeit  bestehe, ist  das Bundesgericht berufen, in Fällen, wo sich bezüglich
dieser  Anwendung  in  der  Rechtsprechung  der  obersten  Gerichtshöfe  der  Bundesstaaten
Verschiedenheiten ergeben, das Directorium, behufs der weiter erforderlichen Veranlassung, auf
das Bedürfniß einer authentischen Auslegung oder gesetzlichen Regelung aufmerksam zu machen.

Das Bundesgericht hat dem Directorium auf Erfordern rechtliche Gutachten zu erstatten, insofern es
sich nicht um Fälle handelt, in welchen das Bundesgericht demnächst selbst zuständig werden kann.

Art. 30. Wo keine besonderen Entscheidungsnormen vorhanden sind, hat das Bundesgericht nach
den in Rechtsstreitigkeiten derselben Art vormals von den Reichsgerichten subsidiarisch befolgten
Rechtsquellen,  insofern  solche  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  der  Bundesglieder  und  auf  die
Streitsachen selbst noch anwendbar sind, zu erkennen.

Streitigkeiten oder Beschwerden, welche bereits vor Errichtung des Bundesgerichtes durch einen
Bundesbeschluß endgültig erledigt worden sind, können nicht von Neuem vor dem Bundesgerichte
angebracht werden.

Gegenwärtig in anerkannter Wirksamkeit stehende Verfassungen können durch Klagführung bei
dem Bundesgerichte nicht angefochten werden.

Im österreichischen Entwurf fehlt der letzte Absatz.

Art.  31.  Das  Bundesgericht  besteht  aus  einem  Präsidenten,  zwei  Vicepräsidenten  und  zwölf
ordentlichen Beisitzern. Für die schiedsrichterliche Entscheidung in Straffällen zwischen Regierung
und  Ständen  eines  Bundesstaates  (Art.  28  unter  4)  wird  das  Bundesgericht  durch  zwölf
außerordentliche Beisitzer verstärkt.



Zwölf ordentliche Mitglieder des Bundesgerichts werden von den Regierungen aus den Mitgliedern
der obersten Gerichtshöfe ernannt. Österreich und Preußen ernennen je zwei, Bayern einen, die
folgenden  14  Stimmen  des  Bundesrathes  in  einem  der  Reihenfolge  der  Stimmordnung
entsprechenden  Wechsel  sieben  ordentliche  Beisitzer.

Drei  ordentliche  Beisitzer  des  Bundesgerichts  ernennt  das  Directorium  mit  Zustimmung  des
Bundesrathes  aus  der  Zahl  der  ordentlichen  öffentlichen  Rechtslehrer  an  den  deutschen
Hochschulen.

Das Directorium ernennt ferner mit Zustimmung des Bundesrathes aus der Mitte der fünfzehn
ordentlichen Mitglieder des Bundesgerichts den Präsidenten und die beiden Vicepräsidenten.

Alle diese Ernennungen erfolgen auf Lebensdauer.

Die  zwölf  außerordentlichen Mitglieder  des  Bundesgerichtes  werden von den Regierungen auf
Vorschlag und aus der Mitte der Ständeversammlungen auf zwölf Jahre ernannt. Die Ernennungen
geschehen  durch  dieselben  Regierungen,  beziehentlich  in  derselben  Reihenfolge,  wie  die
Ernennungen  der  ordentlichen  Beisitzer.

Wo zwei  Kammern einen Bundesrichter  zu  bezeichnen haben,  wechselt  in  Ermangelung eines
Einverständnisses das Recht des Vorschlags zwischen denselben, wobei das Loos den Anfang zu
bestimmen hat.

Sollte  sich demnächst  das  Bedürfniß einer  Vermehrung der  Mitgliederzahl  des  Bundesgerichts
herausstellen, so kann das Directorium, mit Zustimmung des Bundesrathes, eine solche Vermehrung
beschließen. Die Zahl der außerordentlichen Beisitzer muß alsdann in gleichem Verhältnisse, wie die
der ordentlichen erhöht werden.

Das Bundesgericht hat seinen Sitz zu Frankfurt a. M. Die ordentlichen Mitglieder müssen am Sitze
des Bundesgerichts wohnen.

Die Kanzleibeamten des Bundesgerichts werden auf dessen Vorschlag von dem Directorium ernannt.

Die Aufstellung einer Bundesanwaltschaft bleibt vorbehalten.

Art. 32. Das Bundesgericht wird in mehrere Senate eingetheilt werden, damit eine zweckmäßige
Vertheilung der Geschäfte in Senats- und Plenarsitzungen stattfinde, und in den zur richterlichen
Entscheidung des Bundesgerichts gehörigen Fällen (Art. 27) ein Instanzenzug hergestellt werde.

Die schiedsrichterlichen Entscheidungen des Bundesgerichtes (Art. 28) erfolgen in ordentlicher, und
wenn  sie  Streitigkeiten  zwischen  Regierung  und  Ständen  eines  Bundesstaates  betreffen,  in
außerordentlicher Plenarsitzung, zu welcher letzteren der Präsident die sämmtlichen ordentlichen
und außerordentlichen Beisitzer einberuft.

Die in den gesetzlichen Formen gefällten Schiedssprüche unterliegen keiner weitern Berufung und
sind sofort vollziehbar.

Art. 33. Die ordentlichen Mitglieder des Bundesgerichts werden für den Bund in Eid und Pflicht
genommen und vom Bunde aus der Matricularkasse besoldet. Sie können nach ihrer Ernennung
weder Geldbezüge noch Ehrenauszeichnungen von einem einzelnen Bundesgliede erhalten. Gegen
ihren Willen  können sie  nur  durch  einen Spruch des  Bundesgerichtes  selbst  von  ihrem Amte
entlassen werden. Nach erreichtem 70. Lebensjahre kann das Directorium sie mit vollem Gehalt in
den Ruhestand versetzen.



Die  außerordentlichen  Mitglieder  des  Bundesgerichts,  zur  Ausübung  ihres  Amtes  einberufen,
werden  gleichfalls  für  den  Bund  in  Eid  und  Pflicht  genommen  und  erhalten  vom  Bunde
Reiseentschädigungen und Functionsgebühren aus der Matricularkasse.

Eine Reglement wird die betreffenden Gehalte und Gebühren feststellen.

Art.  34. Die nähern Bestimmungen über die Verfassung des Bundesgerichtes,  sowie über das
Verfahren vor demselben werden durch ein Statut getroffen werden, welches das Bundesgericht zu
entwerfen und dem Directorium zur weitern Veranlassung vorzulegen haben wird.

Art.  35.  Mit  Einführung  des  Bundesgerichts  kommen  die  seitherigen  Bestimmungen  über
Austrägalinstanz  beziehentlich  das  Bundesschiedsgericht,  auch  die  Competenz  der
Bundesversammlung in den im Artikel  29 der Wiener Schlußacte bezeichneten Fällen und der
Bundesbeschluß vom 15. September 1842 in Wegfall. Dagegen bewendet es auch fernerhin bei Art.
24 der Schlußacte.

Schluß-Bestimmung

Art. 36. Die bestehenden Bundesgesetze behalten ihre Kraft und Gültigkeit, soweit sie nicht durch
die vorstehenden Bestimmungen abgeändert werden.

Die Reformakte scheiterte am Dualismus zwischen Preußen und Österreich. Während Österreich den
vorliegenden Entwurf befürwortete, lehnte Preußen u. a. wegen des Fehlens einer direkt gewählten
Nationalversammlung die Reformakte ab, letztendlicher Grund jedoch war das Ziel des preußischen
Ministerpräsidenten  von  Bismarck,  Österreich  ganz  aus  Deutschland  zu  verdrängen  und  einen
deutschen Nationalstaat unter preußischer Führung zu bilden.

Quellen: Ernst Rudolf Huber, Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte Band 2, Verlag Kohlhammer
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